
10 Europäische Sicherheit & Technik · September 2013

  Sic herheit & P o liti k

ganen beschlossen 
und kontrolliert wer-
den. Hierzu gehören 
unter anderem durch 
die Mitgliedstaaten 
bereitgestellte Gelder, 
Truppen und Experten 
einerseits und die durch 
die Kommission gere-
gelten Handelsverträge, 
Finanzinstrumente und 
humanitäre Hilfe auf 
der anderen Seite. Ziel 
des EAD ist es nun nicht 
mehr nur, den kleinsten 
gemeinsamen Nenner 
nationaler Politik zu fin-
den, sondern die EU soll 

durch den Dienst die Fähigkeit bekommen, 
gemeinsame Interessen auf hohem Niveau 
in Kooperation zu definieren. Hier kann Ca-
therine Ashton als HV/VP eine große Rolle 
spielen, denn sie kann die Tagesordnung 
bestimmen und sich die Zustimmung der 
Mitgliedstaaten sichern. Auf diese Weise, 
durch Qualität, Kooperation und Führungs-
willen, soll das entscheidende Manko der 
GASP, nämlich das Einstimmigkeitsprinzip, 
teilweise kompensiert werden.
Dass die Aufbauphase des Dienstes, ins-
besondere aber die Einigung auf seine 
Gestalt und Funktionsweise angesichts 
divergierender Interessen von Mitglied-
staaten und Institutionen der EU schwierig 
sein würde, hat im ersten Jahr nieman-
den überrascht. Schließlich ist der EAD 
ein Gebilde sui generis, das weltweit je-
des Vorbildes entbehrt. Hinzu kommt, 
dass seine Organisation und Arbeitsweise 
auf Basis von eher vage und kurz gehal-
tenen Bestimmungen im Art. 27 (3) EUV 
festgehalten werden musste und daher 
alle beteiligten Akteure im Rahmen von 

der Zuständigkeiten auf 
EU-Ebene erleichtern soll. 
Konkret ging es darum, ge-
meinschaftlich getroffene 
Entscheidungen durch die 
Kommission (wie z.B. im 
Bereich Entwicklungspolitik, 
Nachbarschaftspolitik und 
Krisenmanagement) und 
intergouvernemental ge-
troffene Entscheidungen in 
Sachen GASP/GSVP durch 
den Rat in einer Position zu 
koordinieren, um daraus ei-
ne kohärente Außenvertre-
tung, eine one voice policy 
der EU möglich zu machen. 
Hierzu wurde das Amt der 
Hohen Vertreterin für die Außen- und Si-
cherheitspolitik geschaffen, das seit dem 
1. Dezember 2009 die Britin und ehema-
lige Handelskommissarin Baroness Cathe-
rine Ashton ausführt. Sie ist in ihrer Tripel-
funktion nun nicht nur Inhaberin der alten 
Solana-Funktion, sondern auch Vorsitzen-
de des Außenministerrates und gehört 
als Vizepräsidentin (VP) der Europäischen 
Kommission an. Eine Besonderheit war 
hierbei die Schaffung des Europäischen 
Auswärtigen Dienstes (EAD), welcher die 
Hohe Vertreterin (HV) im Sinne von Art. 21 
EUV (Vertrag über die Europäische Union) 
bei der Ausführung ihres Mandates darin 
unterstützt, eine kohärente und effiziente 
EU-Außenpolitik zu führen.

Aufgaben des EAD

Der am 1. Januar 2011 geschaffene EAD 
unterscheidet sich von nationalen diplo-
matischen Diensten dahingehend, dass 
er Aktivitäten entwickelt und koordiniert, 
die von unterschiedlichen politischen Or-

Die Bemühungen, die Außen- und Si-
cherheitspolitiken der Mitgliedstaa-
ten auf europäischer Ebene zu bün-

deln, betreffen damit einen empfindlichen 
Bereich der nationalstaatlichen Souveräni-
tät und stoßen insbesondere seit der Euro-

krise und einigen 
Renat ional is ie -
rungstendenzen in 
Ländern vermehrt 
auf Widerstand. 
Dabei wird leider 
oft übersehen, 
dass es gerade die 
Fähigkeit der Mit-
gliedstaaten, mit 
einer Stimme zu 
sprechen ist, die 
sie aus der Krise 
führen und die EU 

zu einem „Global Player“ anstatt zu einem 
„Global Payer“ machen kann. Es war nicht 
zuletzt das Beispiel Mali, welches uns die 
Notwendigkeit einer aktiveren Außenpo-
litik der EU auf Basis klarer strategischer 
Entscheidungen gezeigt hat.
Um die außenpolitische Handlungsfähig-
keit der EU trotz der intergouvernemen-
talen Entscheidungsprozesse zu steigern, 
wurden durch den Vertrag von Lissabon, 
welcher die EU demokratischer, transpa-
renter und zukunftsfähiger gemacht hat, 
institutionelle Neuerungen eingeführt, 
welche die Umsetzung einer strategisch 
kohärenten Politik durch die Bündelung 

Der Europäische Auswärtige Dienst
Chancen für die Weiterentwicklung der Gemeinsamen  
Außen- und Sicherheitspolitik der EU

Elmar Brok

Das gemeinsame außenpolitische Handeln der Europäischen Union hat sich seit jeher als eine Heraus-

forderung für eine Konsensfindung zwischen den Mitgliedstaaten erwiesen, was im Wesentlichen 

dem zwischenstaatlichen Charakter der Gemeinsamen Außen- und Sicherheitspolitik (GASP) sowie 

der Komplexität seiner Entscheidungsstrukturen geschuldet ist.
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Elmar Brok ist Mitglied des Europä-
ischen Parlaments und Vorsitzender 
des Ausschusses für Auswärtige An-
gelegenheiten.

„Die EU hat zu viele 
strategische Partner-
schaften, aber keine 

Strategie. Für die 
Zukunft müssen wir 
es endlich schaffen, 
den neuen Sinn der 

nationalen Interessen 
im 21. Jahrhundert 
als Teil eines euro-
päischen Interesses 
nicht nur rhetorisch, 

sondern auch realpoli-
tisch anzuerkennen.“
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Das EP hat sich außerdem dafür eingesetzt, 
die Personalregelungen dahingehend zu 
modifizieren, dass Personaleinstellungen 
von der Qualifikation der Bewerber ab-
hängen, aber auch unter Gewährleistung 
einer hinreichend geografischen Ausgewo-
genheit und eines ausgewogenen Verhält-
nisses von Männern und Frauen erfolgen. 
Während aus den Mitgliedstaaten ent-
sandte Diplomaten einen Drittel des Diens-
tes auszumachen haben, hat das EP darauf 
bestanden, dass EU-Beamte zwei Drittel 
des Personals auf allen Ebenen des Ma-
nagements ausmachen, um den gemein-
schaftlichen Charakter des EAD zu wahren. 
Ebenso hat das EP klargestellt, dass auch 
nationale Beamte hinsichtlich ihrer Loyali-
tät ausschließlich der Hohen Beauftragten 
Ashton gegenüber verpflichtet sind. Die 
künftigen EAD-Mitarbeiter dürfen nicht 
das Gefühl haben, Diener zweier Herren zu 
sein. Das gesamte Personal muss sich ge-
genüber dem EAD verpflichtet fühlen und 
sich nicht von den Regierungen daheim in 
die Arbeit reinreden lassen.
Die Entscheidungen rund um den EAD 
mussten erst keimen und ihre volle Wirkung 
entfalten, weshalb nach seinem einjährigen 
Bestehen zunächst eine vorsichtige Beurtei-
lung seiner Effizienz vorgenommen wurde. 
In diesem Jahr hingegen, nach zweieinhalb 
Jahren Bestehen und zahlreichen Auslands-
einsätzen sowie nach der Transformation 
der weltweit 143 Delegationen von der 
Kommission in den EAD, wird eine offizi-
elle Evaluierung der organisatorischen wie 
auch der politischen Funktionsweise des 
Dienstes erfolgen. Die Evaluierung ist im 
Sinne der Reviewklausel in der Ratsent-
scheidung zur Organisation und Funktion 
des EAD von 2010 obligatorisch und soll im 
Herbst erfolgen.

Führungspersonal, einschließlich der EU-
Botschafter, sichergestellt wird.

Anstoß durch das Parlament

Einen Anstoß zur Umsetzung dieser Ziele 
gab das Parlament, indem es im Aufbau-
prozess des EAD unter Nutzung seiner vol-
len Haushalts- und Gesetzgebungsrechte 
mehrere ausschlaggebende Entscheidun-
gen durchsetzte. So realisierte es unter an-
derem im Hinblick auf die Haushaltsord-
nung, dass die EU-Kommission künftig zu 
Beginn des jährlichen Haushaltsverfahrens 
alle operativen und administrativen Aus-
gaben des EAD detailliert dem Europäi-
schen Parlament vorlegen muss. Die Aus-
gaben für jede GASP-Operation und für 
jedes Finanzinstrument müssen detailliert 
aufgelistet werden. Ebenso sind alle Ver-
waltungsausgaben, auch in den einzelnen 
Delegationen einschließlich der Anzahl 
und der Besoldung des Personals, darzule-
gen. Der Steuerzahler bekommt dadurch 
mehr Transparenz in der EU-Außenpolitik.

Verhandlungen versuchten, ihre eigenen 
Interessen in den Beschluss zum EAD ein-
fließen zu lassen, was die Anlaufphase 
konsequenterweise verzögerte.
Den durch den Vertrag von Lissabon er-
weiterten Kompetenzen und der größeren 
Handlungsfähigkeit im Bereich der EU-
Außenpolitik muss durch eine verstärkte 
Kontrolle und Transparenz der Exekutive 
Rechnung getragen werden, was in einem 
demokratischen System wie der EU aus-
schließlich das durch den Bürger gewählte 
Parlament gewährleisten kann. Dies wurde 
im Vertrag von Lissabon dahingehend be-
rücksichtigt, als dass die HV/VP als Mitglied 
der Europäischen Kommission dem EP ge-
genüber verantwortlich ist und dass das 
EP durch die HV/VP gemäß Artikel 36 EUV 
regelmäßig zu wichtigen Entscheidungen 
in der GASP/GSVP angehört wird.
Hinzu kommt auch noch das Haushaltsrecht 
– das EP entscheidet über die Zuteilung der 
Mittel für die EU-Außenpolitik (ausgenom-
men davon sind Militäroperationen) auf 
der Augenhöhe mit dem EU-Ministerrat 
mit. Darüber hinaus hat das Europäische 
Parlament mit Rat, Kommission und EAD 
im Rahmen der Madrid-Vereinbarungen 
besondere Verpflichtungen ausgehandelt, 
die der EAD gegenüber dem Europäischen 
Parlament hat.
Sich seiner Verantwortung bewusst setzte 
sich das Europäische Parlament daher von 
Beginn an, nachdem es bereits im Jahr 2000 
die Schaffung eines gemeinsamen europä-
ischen diplomatischen Dienstes gefordert 
hatte, für zwei zentrale Ziele ein: zum einen 
für einen starken diplomatischen Dienst der 
EU, welcher die HV/VP darin unterstützt, 
eine aktive und kohärente EU-Außenpolitik 
zu entwickeln, die die EU befähigt, mit ei-
ner Stimme zu sprechen; zum anderen für 
die Stärkung der demokratischen Legitimi-
tät, welche durch die Rechenschaftspflicht 
des EAD gegenüber dem Europäischen 
Parlament sowohl im politischen und bud-
getären Bereich als auch im Bezug auf das 

Baroness Catherine Ashton als Vorsitzende des Außenministerrates und 
Vizepräsidentin der Europäischen Kommission im Gespräch mit US-Präsi-
dent Barack Obama beim NATO-Gipfel
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Der irische Vizepremierminister Eamon Gilmore und die Hohe Vertrete-
rin der EU für Außen- und Sicherheitspolitik, Catherine Ashton, trafen 
sich in Dublin, um über den EAD zu sprechen
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bei den konsularischen Diensten erfolgen 
soll. Auch das Auswärtige Amt ist aufge-
fordert, die entstehenden Synergien zu 
nutzen und eine Aufgabenkontrolle durch-
zuführen, um Einsparungsmöglichkeiten 
im Bundeshaushalt zu prüfen.
Große Hoffnung setzt das EP auf den 
Europäischen Rat zur Gemeinsamen Ver-
teidigungs- und Sicherheitspolitik. Es ist 
notwendig, dass bei dieser Gelegenheit 
endlich die Möglichkeiten des Vertrags von 
Lissabon nutzbar gemacht werden. Hierzu 
gehören neben der strukturellen Zusam-
menarbeit der Länder, die vorangehen wol-
len, auch die Planungs- und Strukturfragen 
(neben Führungsfragen gehört hierzu die 
Frage nach dem Hauptquartier) sowie die 
Synergien der Forschung, Planung und Be-
schaffung im Rüstungssektor (auch unter 
stärkerer Nutzung der European Defence 
Agency).
Im Endeffekt kann man alle diese Proble-
me auf eine Spannung zwischen verge-
meinschafteter und intergouvernementa-
ler Ebene herunterbrechen. Auch besteht 
weiterhin ein Mangel an gemeinsamer 
Identität und an der Formulierung eines 
gemeinsamen europäischen Sicherheits-
konzepts. Die EU hat zu viele strategische 
Partnerschaften, aber keine Strategie. Für 
die Zukunft müssen wir es endlich schaf-
fen, den neuen Sinn der nationalen Inter-
essen im 21. Jahrhundert als Teil eines eu-
ropäischen Interesses nicht nur rhetorisch, 
sondern auch realpolitisch anzuerkennen. 
Wenn sich in China der deutsche, der 
französische und der EU-Botschafter die 
Klinke in die Hand reichen, dann wird man 
über uns lachen, und wir werden unsere 
Interessen und Werte nicht durchsetzen 
können. Die „großen“ Mitgliedstaaten 
dürfen nicht alleine Politik machen, son-
dern müssen alle Länder, auch die kleinen 
und die osteuropäischen, einbeziehen. 
Wie sagte einst der französische Philosoph 
Paul Valéry? „Europa wird sich einen oder 
als Wurmfortsatz des eurasischen Konti-
nents enden.“ Das Gelingen des EAD wird 
hierfür ein Prüfstein sein.� L

scheidungen des EAD einbezogen. Bevor 
der EAD wichtige Beschlüsse zur Entschei-
dung vorbereitet, sollte er die relevanten 
Ausschüsse sowohl mit strategischen In-
formationen beliefern als auch diese kon-
sultieren.
In der Beurteilung der strukturellen Kri-
terien musste das Parlament feststellen, 
dass die Koordinierungsprozesse des EAD 
verbessert werden könnten. Es muss eine 
Struktur erzielt werden, die schnelle und 
effektive Entscheidungen ermöglicht. Zum 
Beispiel sollte der EAD strukturell mehr zur 
Weiterentwicklung der Gemeinsamen Au-
ßen-, Sicherheits- und Verteidigungspolitik 
beitragen, indem er noch besser die ehe-
maligen Rats- und Kommissionsstrukturen 
zum Krisenmanagement integriert – dies 
ist nicht ausreichend geschehen. Auch 
sollte die Etablierung eines permanenten 
EU-Hauptquartiers realisiert werden. Die-
ses bringt militärische und zivile Ressour-
cen zusammen und stellt sicher, dass die 
Befehlskette separat bleibt und vollstän-
dig respektiert wird. Auf eine verwandte 
Problematik hat der Fall Mali aufmerksam 
gemacht. Hier bestand nämlich das Prob-
lem, dass die politische Entscheidung des 
Rates, eine militärische Ausbildungsmission 
zu starten, nicht schnell genug umgesetzt 
wurde. Der EAD muss sich in der Lage se-
hen, politische Entscheidungen schnell zu 
operationalisieren, was auch bedeutet, 
dass die Kommission und die Mitgliedstaa-
ten ihrer Kooperationspflicht auch unbüro-
kratisch nachkommen.
Der EAD bietet eine Chance, jedoch keine 
Garantie für mehr Kohärenz und Effekti-
vität in den EU-Außenbeziehungen, denn 
der entscheidende Faktor für seinen Erfolg 
liegt eindeutig in der Bereitschaft der Mit-
gliedstaaten, sich diesem zu verpflichten. 
Der EAD kann nicht einfach nur der zu-
sätzliche 28. neben 27 nationalen Diensten 
sein. Als Nebeneffekt ist es ein exzellentes 
Beispiel für einen europäischen Mehrwert, 
da nationale Dienste ihre Aufgaben zurück-
fahren können, und diese dem EAD anver-
trauen, wie dies zum Beispiel schrittweise 

Im Rahmen der Evaluierung soll der EAD 
Vorschläge zu kurz- und mittelfristigen 
Maßnahmen darlegen, welche seine Funk-
tionsweise vor dem Hintergrund seiner bis-
herigen Entwicklung zukunftsfähiger und 
effizienter gestalten sollen, damit er für die 
EU und die Mitgliedstaaten sein volles Po-
tenzial entfalten kann. Hierbei soll unter an-
derem geklärt werden, wie die Zusammen-
arbeit zwischen den EU-Delegationen und 
den nationalen diplomatischen Diensten 
verstärkt werden kann, wie Duplikationen 
im Rahmen der Zuständigkeiten des EAD, 
der Kommission und des Rates vermieden 
werden können und auf welchem Wege 
die HV ihre Trippelfunktion besser wahr-
nehmen kann.
Das Europäische Parlament nahm die be-
vorstehende Evaluierung zum Anlass, be-
reits jetzt eigene Verbesserungsvorschläge 
in die Vorbereitungen des EAD auf die Re-
view einfließen zu lassen und stimmte im 
Juni-Plenum mit großer Mehrheit über den 
EAD-Bericht ab, der unter Federführung 
des Ausschusses für Auswärtige Angele-
genheiten vorgelegt wurde. Neben Ver-
besserungsvorschlägen wurde auch klare, 
aber konstruktive und faire Kritik am EAD 
und der HV geäußert – unter Berücksich-
tigung des Umstandes, dass der Dienst in 
seiner Hybridfunktion von drei Institutio-
nen abhängt. Das EP hat seine Lösungs-
vorschläge sowohl unter politischen als 
auch unter strukturellen Gesichtspunkten 
unterbreitet.

Ziel: Ressourcen besser  
nutzen

In der politischen Diskussion geht es nicht 
darum, Kompetenzen von der Gemein-
schaftsmethode zur zwischenstaatlichen 
Methode zu übertragen, sondern um die 
umfassende Ausnutzung der Möglichkei-
ten, die uns der Vertrag von Lissabon bietet, 
um unsere gemeinsamen Ressourcen bes-
ser für die schwierigsten außenpolitischen 
Themen zu nutzen. Es geht außerdem um 
die Stärkung der HV/VP, sodass sie ihre drei 
Funktionen vollständig ausüben kann. Da-
raus ergibt sich die Frage nach politischen 
Stellvertretern, die diese Funktionen bei ih-
rer Abwesenheit übernehmen sollen. Wir 
dürfen nämlich nicht zulassen, dass zwei 
ihrer Ämter darunter leiden müssen, dass 
sie das Dritte ausübt.
Was die Zusammenarbeit mit dem EP an-
geht, welche auf der Erklärung über die 
politischen Kontrollrechte des EP beim EAD 
basiert, so ist in den letzten Monaten ein 
höheres Maß an Öffentlichkeit, demokra-
tischer Kontrolle und Einfluss hergestellt 
worden. Jedoch fühlt sich das Parlament 
nicht in ausreichender Weise in die Ent-

Die ersten Soldaten der europäischen Ausbildungsmission (EU Training 
Mission, EUTM) treffen in Mali ein
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